
Rechtliche Aspekte der 

Amtssignatur 
 

Fachtagung „Amtssignatur und elektronische Übermittlung“, 24. Juni 2010 

 



   Agenda 

• AVG: Zulässigkeit bzw. verpflichtende 
Verwendung der Amtssignatur 

• SigG: Grundlagen elektronischer Signaturen 

• E-GovG: 

– Definition Amtssignatur 

– Darstellung am Dokument (Layout) 

– Prüfung von elektronischen Dokumenten 

– Prüfung von Ausdrucken 

– Beweiskraft 



Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 

AVG 



Genehmigung der Erledigung 

• Schriftliche Erledigungen sind vom Genehmigenden mit 

seiner Unterschrift zu genehmigen (§ 13 Abs. 3 AVG) 

• Bei elektronischen Erledigungen kann an die Stelle dieser 

Unterschrift ein Verfahren zum Nachweis der Identität  

(§ 2 Z 1 E-GovG) des Genehmigenden und der 

Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Erledigung treten 

 Kann durch eine elektronische Signatur (auch 

Amtssignatur) oder durch ein Rechte- und Rollenkonzept 

im elektronischen Aktenverwaltungssystem erfüllt werden 

 



Ausfertigung der Erledigung / 

Amtssignatur  



Ausfertigung AVG ab dem 1.1.2011 

• Ausfertigung in elektronischer Form: 

- Amtssignatur ist zwingend erforderlich 

 

• Ausfertigung in schriftlicher (nicht-elektronischer) Form: 

- Unterschrift vom Genehmigenden oder 

- Beglaubigung durch die Kanzlei oder 

- auf einem Dokument zu basieren, das amtssigniert wurde 

(§ 18 Abs. 4 AVG) 

 



Signatur-RL 

Signaturgesetz 

SigG 

SigV 2008 

 BGBl. I Nr. 190/1999 idF BGBl. I Nr. 8/2008 

 BGBl. II Nr. 3/2008 



Elektronische Signatur 

• „einfache“ elektronische Signatur 

– dient der Feststellung der Identität des Signators 

– auch für juristische Personen möglich 

• „fortgeschrittene“ elektronische Signatur 

– ist ausschließlich dem Signator zugeordnet 

– ermöglicht die Identifikation des Signators 

– wird mit Mitteln erstellt, die der Signator unter seiner alleinigen 
Kontrolle halten kann 

– Daten werden so verknüpft, dass nachträgliche Veränderungen 
festgestellt werden können  

– auch für juristische Personen möglich  

• „qualifizierte“ elektronische Signatur  

– ist eine fortgeschrittene Signatur 

– beruht auf einem qualifizierten Zertifikat (nur für natürliche 
Personen!) 

– wird mit einer sicheren Signaturerstellungseinheit (SSCD) erzeugt. 



Rechtswirkung 

• „Einfache“ & „fortgeschrittene“ Signatur 

– müssen als Beweismittel zugelassen werden 

– unterliegen der richterlichen Beweiswürdigung 

– Grundsatz der Nichtdiskriminierung  

• „Qualifizierte“ Signatur 
– der handschriftlichen Unterschrift gleichgestellt (§ 4 SigG) 

– Ausnahmen*:  

• bei Schriftformerfordernis im Familien- & Erbrecht 

• öffentliche Beglaubigung erforderlich 

• Grundbuch, Firmenbuch u.a. öffentliche Register 

• Bürgschaftserklärungen (außer Geschäftsverkehr) 

* Seit 1.1.2007 in  bestimmten Fällen auch mit qualifizierter Signatur möglich  

(vgl. Berufsrechts-Änderungsgesetz für Notare, Rechtsanwälte & Ziviltechniker 2006) 



E-Government-Gesetz 

Bürgerkarte 
Personen- 
bindung 

Vollmacht Stammzahl bPK 

Stammzahlen- 
register 

Ergänzungs- 
register 

Standard- 
dokumenten- 

register 

Amts- 
signatur 

E-GovG 



E-Government-Gesetz 

5. Abschnitt 

Besonderheiten elektronischer Aktenführung 

Amtssignatur 

 

§ 19. (1) Die Amtssignatur ist eine fortgeschrittene elektronische Signatur im 
Sinne des Signaturgesetzes, deren Besonderheit durch ein entsprechendes 
Attribut im Signaturzertifikat ausgewiesen wird. 

(2) Die Amtssignatur dient der erleichterten Erkennbarkeit der Herkunft eines 
Dokuments von einem Auftraggeber des öffentlichen Bereichs. Sie darf 
daher ausschließlich von diesen unter den näheren Bedingungen des 
Abs. 3 bei der elektronischen Unterzeichnung und bei der Ausfertigung der 
von ihnen erzeugten Dokumente verwendet werden. 

(3) Die Amtssignatur ist im Dokument durch eine Bildmarke, die der 
Auftraggeber des öffentlichen Bereichs im Internet als die seine gesichert 
veröffentlicht hat, sowie durch einen Hinweis im Dokument, dass dieses 
amtssigniert wurde, darzustellen. Die Informationen zur Prüfung der 
elektronischen Signatur sind vom Auftraggeber des öffentlichen Bereichs 
bereitzustellen. 



E-Government-Gesetz 

Beweiskraft von Ausdrucken 

 

§ 20. Ein auf Papier ausgedrucktes elektronisches Dokument einer Behörde 
hat die Beweiskraft einer öffentlichen Urkunde (§ 292 der 
Zivilprozessordnung – ZPO, RGBl. Nr. 113/1895), wenn das elektronische 
Dokument mit einer Amtssignatur versehen wurde. Die Amtssignatur muss 
durch Rückführung des Dokuments aus der ausgedruckten in die 
elektronische Form prüfbar oder das Dokument muss durch andere 
Vorkehrungen der Behörde verifizierbar sein. Das Dokument hat einen 
Hinweis auf die Fundstelle im Internet, wo das Verfahren der Rückführung 
des Ausdrucks in das elektronische Dokument und die anwendbaren 
Prüfmechanismen enthalten sind, oder einen Hinweis auf das Verfahren der 
Verifizierung zu enthalten. 



Amtssignatur  

• nur für Unterzeichnung durch Auftraggeber des 

öffentlichen Bereichs (z.B. Erledigungen) 

• Hoheits- & Privatwirtschaftsverwaltung  

(mit unterschiedlicher Rechtswirkung) 

• mindestens „fortgeschrittene“ Signatur 

• Object Identifier (OID) „Verwaltungseigenschaft“ 

im Zertifikat 

 



Amtssignatur  

• Signator kann durch SigG-Novelle nun auch 

juristische Person oder sonstige rechtsfähige 

Einrichtung sein; d.h. Behörde kann als Signator 

auftreten 

• Amtssignatur kann auf softwarebasiertem 

Serverzertifikat beruhen 

• Auch Ausdruck hat im Rahmen der 

Hoheitsverwaltung die Beweiskraft einer 

öffentlichen Urkunde (§ 292 ZPO) 



Amtssignatur Layout: “Mindestvariante”  

DOKUMENT 

Bildmarke 

• Bildmarke, jedoch keine „fixen“ 
Designvorgaben 
– der Auftraggeber des öffentlichen 

Bereichs muss die Bildmarke 
jedenfalls als die seine gesichert im 
Internet veröffentlichen 

• Hinweis, dass amtssigniert 

• Prüfhinweis 
– Bereitstellung Information zur elektr. 

Prüfung bzw. Rückführbarkeit / 
Verifizierung des Ausdrucks 

• es muss kein Signaturwert 
aufgebracht werden  

 

 

Hinweis Prüfung  

 

Hinweis amtssigniert 



Amtssignatur Layout: Blockvariante 



Elektronische Prüfung 

• Behörde stellt selbst Prüfservice zur Verfügung 

 oder 

• Behörde verweist auf zentrales Prüfservice: 

– www.signaturpruefung.gv.at 

(Betrieb RTR – Rundfunk u. Telekom 

Regulierungsbehörde, Aufsichtsstelle gem. SigG) 

– www.buergerkarte.at 

(Betrieb A-Sit, Bescheinungsstelle gem. SigG) 

 

http://www.signaturpruefung.gv.at/
http://www.buergerkarte.at/


Prüfung des Ausdrucks 

• Rückführbarkeit oder „Verifizierbarkeit“ 

– Rückführbarkeit z.B.: Strafregisterbescheinigung oder 

Ergänzungsregisterauszug (https://www.ersb.gv.at) 

– Verifizierung z.B.: 

• Online-Archiv 

• Kontaktadresse für die Prüfung der Echtheit 

 

https://www.ersb.gv.at/


 



 



„Rückführung“: Strafregisterbescheinigung 



„Rückführung“ 



Ergebnis 



Zusammenfassung rechtliche Grundlagen 

Rechtliche Grundlage für die Amtssignatur ist das E-GovG 

- § 19 E-GovG  Anforderungen an die Amtssignatur 

- § 20 E-GovG  Beweiskraft von Ausdrucken  

Amtssignatur hat zumindest eine fortgeschrittene Signatur 

aufzuweisen.  

- § 2 Z 3 SigG  Definition der fortgeschrittenen Signatur 

- § 2 Z 2 SigG  Definition des Signators 

Anwendung der Amtssignatur im AVG 

- § 18 Abs. 4 AVG  Ausfertigung mit Amtssignatur 

- § 82a AVG  Übergangsfrist bis 31.12.2010 



 

 

Vielen Dank für Ihre 

Aufmerksamkeit! 
 

:-)  
 

EINFACH. SCHNELLER. BESSER. 

DAS IST AMTLICH. 

 

Dr. Bernhard Karning 

bernhard.karning@bka.gv.at  

mailto:bernhard.karning@bka.gv.at

